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WiderstandgegenParmelinsKampfjet-Paketwächst
Armee Sicherheitspolitiker aus CVP und FDPwollen das vomBundesrat geschnürte Paket aus Kampfjets und Flugabwehrraketen

auftrennen. Das Volk soll nur über denKauf der Flugzeuge abstimmen können. Die CVP bringt dabei einen neuenVorschlag ins Spiel.

Es ist seine grössteHerausforde-
rung:VerteidigungsministerGuy
Parmelin will das Stimmvolk
überzeugen, dem Kauf neuer
Kampfjets zuzustimmen. Nach
demDebakel umdie gescheiter-
te Gripen-Beschaffung setzt er
dabei auf eine andere Strategie
als seinVorgänger. Statt dasVolk
überAnzahl undTypderKampf-
jets abstimmen zu lassen, soll es
ein Votum zur Luftverteidigung
ansichwerden:Fürmaximal acht
MilliardenFrankenwill derBun-
desrat Kampfjets und Boden-
Luft-Raketen kaufen.

Doch dieses «Päckli» dürfte
im Parlament einen schweren
Stand haben. Politiker aus der
CVP und der FDP hegen Zweifel
an Parmelins Strategie. Sie wol-
len das Paket daher aufspalten:
Nur die Kampfjets sollen vors
Volk kommen,nicht aberdieRa-
keten und Radars. Für diese Va-
riante spricht sich nun das CVP-

Parteipräsidium aus. «Wer
Kampfjetswill,musseineVorlage
machen, die grösstmögliche
Chancen hat, vom Volk ange-
nommenzuwerden», begründet
Präsident Gerhard Pfister. «Das
ist nur dannmöglich, wennman
das Paket nicht überlädt.»

Allesoder
nichts

Der Urner CVP-Sicherheitspoli-
tiker Isidor Baumann warnt vor
derPaketlösung:«LehntdasVolk
diese ab, haben wir bald gar kei-
neLuftverteidigungmehr.»Auch
FDP-Ständerat Joachim Eder
(ZG) spricht von einer Hochrisi-
kostrategie und sagt: «Es muss
diskutiertwerden,obmandieBo-
den-Luft-RaketenausdemPaket
herausnimmt.» Die Raketen
könnten stattdessen über den
ordentlichen Rüstungskredit be-
schafft werden – ohne Volksab-
stimmung. Das sei richtig, findet

Baumann:DieserEntscheid liege
in der Kompetenz – und auch in
der Verantwortung – des Parla-
ments. Lasse man das Volk über
die Raketen abstimmen, könnte
das ein Präjudiz für weitere Rüs-
tungsprojekte sein,befürchtetder
CVP-Ständerat.

Bei den Kampfflugzeugen
soll hingegendas Stimmvolk das
letzteWort haben. Das sei zwin-
gend, betonen Eder und Bau-
mann, da auch über die letzten
Jet-Beschaffungen jeweils abge-
stimmtworden sei. Die Aufspal-
tung vonParmelins Paket bräch-
te bei einer Abstimmung auch
den Vorteil, dass das Preisschild
besser aussehenwürde.

Offen ist, inwelcherFormder
Kampfjet-Kauf beschlossenwer-
den soll. Entweder verabschiedet
dasParlamenteinenPlanungsbe-
schluss.Die zweiteVariantewäre
für die CVP eine Änderung des
Militärgesetzes: Der Auftrag der

ArmeezurLuftverteidigungwür-
de präzisiert und eventuell eine
Minimal- und Maximalzahl an
Jets festgelegt. «Das würde eine
etappierte oder ergänzende Be-
schaffung ermöglichen», sagt
Baumann. In beiden Fällenwäre
ein Referendummöglich.

Vorteil für
Lenkwaffenhersteller?

ObdieAufspaltung imParlament
Erfolg hat, ist indes fraglich. Von
der traditionell armeekritischen
Linken dürften die Pläne kaum
Unterstützung erhalten. Und die
SVPplädiert für die Strategiedes
Bundesrats, wie der Berner SVP-
NationalratAdrianAmstutz sagt.
Er wirft jenen, die das Paket in
Frage stellen, vor, sie seien von
Lobbyistengetriebenundwollten
möglichst die Boden-Luft-Rake-
ten raschvorwegkaufen.«Damit
werden fälschlicherweise erneut
Sachzwänge für die nachfolgen-

de Flugzeugbeschaffung beto-
niert», kritisiert er.EderundBau-
mann weisen Amstutz’ Vorwurf
weit zurück. In Armeekreisen ist
es indes ein offenes Geheimnis,
dass eine Auftrennung vor allem
vonLenkwaffenherstellern favo-
risiert wird. Sie befürchten, dass
bei einer Paketlösung weniger
Geld für dieLenkwaffenundRa-
dars übrig bleiben könnte.

Die Uneinigkeit im bürgerli-
chen Lager bringt Parmelin in
eine ungemütliche Lage. CVP-
Präsident Pfister betont,man sei
erst in der Vernehmlassungs-
phase.«WerdieVorlagedannam
Ende zusammenmit denLinken
abstürzen lassenwill, übernimmt
eine schwere Verantwortung für
die Sicherheit der Schweiz»,
mahnt er. Das könnten sich die
bürgerlichen Parteien nicht leis-
ten, so Pfister.

Maja Briner

GemeindenprüfenPässe zuwenig genau
Migration Mit falschen Papieren aus einemEU-Staat verschafft sich ein Türke ein Aufenthaltsrecht in der Schweiz. DiesesMuster
ist verbreitet. ImKampf gegen unechte Pässe ruft der Verband der Einwohnerdienste dieGemeinden zumehr Engagement auf.

Kari Kälin

Der gefälschte italienische Pass
kostete den Türken 5000 Euro.
Dank des Dokuments stellte er
sich den Schweizer Behörden als
EU-Bürger vor – und erhielt im
März2014eineAufenthaltsbewil-
ligung.Später fanddiePolizeiauf-
grund anonymer Hinweise her-
aus, dass der Mann gefälschte
Papiere präsentiert hatte. Das
Neuenburger Migrationsamt an-
nullierte ihmdeshalbdieAufent-
haltsbewilligung.DasBundesge-
richt stützte den Entscheid, wie
auseinemvorwenigenTagenpu-
blizierten Urteil hervorgeht. Der
Türke, der als Küchenhilfe arbei-
tete,mussdie Schweiz verlassen.

FürNicht-EU-Bürger sinddie
Hürden für ein Aufenthaltsrecht
hoch. Nicht selten versuchen sie
deshalb, sich mit falschen EU-
Pässen ein Aufenthaltsrecht zu
erschwindeln. Allein die Stadt
Bern stellt jährlich rund50Doku-
mente und Ausweispapiere mit
Fälschungsmerkmalen fest.
Meistens handle es sich bei Ge-
suchsstellernmit falschenPässen
umKosovaren, Albaner, Serben,
Türken, Russen, Chinesen und
Brasilianer, sagt Alexander Ott.
Er ist Polizeiinspektor sowieVor-
steherderEinwohnerdienste,Mi-
gration und Fremdenpolizei der
Stadt Bern.

ZentraleRolle
derEinwohnerdienste

Seit vier Jahren setzt Bern Pass-
lesegeräte ein, die Fälschungen
zuverlässig aufdecken.«DieZahl
derVerdachtsfällehat sich seither
vervierfacht», sagt Ott. Aller-
dings verfügen bloss wenige
Schweizer Gemeinden über ein
Lesegerät, das 23000 Franken
kostet.Undanders als die kanto-
nalenMigrationsbehörden seien
dieEinwohnerdienste, soOtt, oft
nicht genugaufdieMissbrauchs-
problematik sensibilisiert.

Matthias Beuttenmüller ist
Chef der Einwohnerdienste der
Stadt Solothurn und sitzt imVor-
standdesVerbandesder Schwei-

zerischen Einwohnerdienste
(VSED). Er teilt Otts Einschät-
zung. In der aktuellen Ausgabe
der«SchweizerGemeinde»,dem
Informationsorgan des Schwei-
zerischen Gemeindeverbandes,
schreibt er: «AusländischeReise-
dokumente,diealsGrundlage für
die Erfassung und damit die An-
meldung bei der Gemeinde die-
nen, werden bis heute nur selten
einer eingehendenEchtheitsprü-
fung unterzogen.»

Die Einwohnerdienste neh-
men bei der Identitätskontrolle
eine zentrale Rolle ein. Sie sind
die erste Behörde, der Gesuch-
steller einenReisepassvorzeigen

müssen,wennsie sichbeiderGe-
meinde anmelden. Die kantona-
lenMigrationsämterentscheiden
dann über die Aufenthaltsbewil-
ligung. An sie schicken die Ein-
wohnerdienste jedochnurKopien
der Pässe. Mit anderen Worten:
Wenn die Einwohnerdienste ge-
fälschteEU/Efta-Pässenichtent-
decken, stehen die Chancen für
den Erhalt einer Aufenthaltsbe-
willigung gut. Am häufigsten ge-
ben sich Personen aus Drittstaa-
ten mit unechten Pässen als Ita-
liener, Slowenen, Griechen,
Franzosen undBulgaren aus.

Der VSED sagt den Passfäl-
scherndenKampfan.«Wirmüs-

senetwas tun, damitnichtPerso-
nenaufgrund falscherDokumen-
te eine Aufenthaltsbewilligung
erhalten», sagt Beuttenmüller.
Der VSED hat seinen rund 840
Mitgliedsgemeinden in einem
Schreibenempfohlen,dieauslän-
dischen Papiere sowohl bei
Neuanmeldungen als auch bei
VerlängerungenderAufenthalts-
bewilligungen konsequent zu
kontrollieren. «Mit einer
schweizweit flächendeckenden
strukturiertenÜberprüfungwird
der Bewegungsspielraum von
Personen, die mit gefälschten
Reisedokumenten versuchen,
eine Registrierung zu erschlei-

chen, erheblich eingeengt»,
heisst es inderEmpfehlung.Und
solche Massnahmen entfalteten
eine präventiveWirkung.

Weiterbildungzum
ErkennenvonFälschungen
Für Beuttenmüller ist zudem
klar: Alle Städte solltenwie Bern
über ein Passlesegerät verfügen.
Er appelliert andiePolitik, die fi-
nanziellen Mittel dafür zur Ver-
fügung zu stellen. Damit lasse
sichetwaverhindern,dassPerso-
nen, dieunrechtmässig eineAuf-
enthaltsbewilligungergattert ha-
ben, später von staatlichen So-
zialleistungen profitierten. Im

RahmendesProjekts«Integrier-
te Grenzverwaltung», an dem
Bund, Kantone und Gemeinden
beteiligt sind, hat die Stadt Bern
seit 2016 bei diversen Gemein-
den und Kantonen halbtägige
Schulungen durchgeführt. Ott
und sein Team zeigen dabei auf,
wiemanOriginale vonFälschun-
gen unterscheidet, auf welche
Merkmale es besonders zu ach-
tengilt,wiemanzumBeispielmit
Hilfe vonUV-Licht falscheDoku-
mente erkennt. Hilfe bietet die
Datenbank IdenTT, die Echt-
heitsmerkmalevon Identitätsdo-
kumentenvonmehrals 200Län-
dern enthält.

Das Programm des privaten
Anbieters kostet proLizenz jähr-
lich 120 Franken. Laut Beutten-
müller haben IdenTT aber bis
jetzt bloss runddreiDutzendder
VSED-Mitglieder beschafft.
Grundsätzlich besteht für sämt-
liche Gemeinden die Möglich-
keit, auf der Applikation «Arki-
la» des Bundes einen Echtheits-
check zu machen. «Arkila und
IdenTT ergänzen sich gut», sagt
Alexander Ott.

Vernetzungals
Erfolgsrezept

Wichtig sei es aber vor allem,die
Einwohnerdienste für die Prob-
lematik zu sensibilisieren. «Wer
sich für das Thema interessiert,
schaut genauer hin», sagt Ott.
Das vernetzte Zusammenspiel
von Bund, Kantonen, Städten
undGemeindengelte alsErfolgs-
rezept gegen die irreguläre Mig-
ration. Dies sei wichtig, denn:
«Wer sichmit falschen oder ihm
nicht zustehenden Identitäts-
papieren ausweist,will den Staat
und die Gesellschaft schädigen
oder plant kriminelle Handlun-
gen.» Mit unechten Identitäts-
papieren sind die Schweizer Be-
hörden täglich konfrontiert. Im
letzten Jahr zählte das Bundes-
amt fürPolizei (Fedpol) 793Pass-
fälschungen. In 256 Fällen ver-
wendeten Personen zwar echte
Pässe, dochwaren sie auf jeman-
den anders ausgestellt.

Ein Ausländerausweis B wird auf dem Gemeindeschalter ausgehändigt. Bild: Christian Beutler/Keystone (Glattfelden, 22. Januar 2015)

IsidorBaumann
Ständerat (CVP/UR)

«LehntdasVolk
diePaketlösungab,
habenwir
baldgarkeine
Luftverteidigung
mehr.»
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